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kann und dadurch Verdienstausfall hat. Die Schadensbe­
rechnung auf der Grundlage eines angenommenen Ar­
beitslohns für die Pflege10 würde voraussetzen, daß ein 
solcher Krankenpfleger kostengünstiger zur Verfügung 
gestellt werden könnte. Das ist in der Regel nicht zu be­
weisen. Folglich ist die Übernahme der Pflege durch Mit­
glieder des Haushalts meist unumgänglich, zum Teil auch 
die einzig zumutbare Lösung (z. B. bei der Pflege klei­
nerer Kinder).

Wird lediglich ein Mehraufwand an Arbeit erbracht, 
ohne daß finanzielle Einbußen für den Familienhaushalt 
entstehen — z. B. wenn die nichtberufstätige Ehefrau die 
Arbeit leistet —, besteht kein Anspruch, weil keine ma­
teriellen Nachteile eintreten. Auch insoweit erweist es 
sich als fragwürdig, dem Schadenersatz angenommene 
Pflegekosten zugrunde zu legen, denn danach wäre der 
angenommene Pflegeaufwand grundsätzlich zu ersetzen. 
Tritt dagegen ein finanzieller Verlust im Familienhaus­
halt ein, handelt es sich um einen Schaden, der den un­
mittelbar Geschädigten trifft. Dieser hat die Verkürzung 
bewirkt, und er muß sie über seinen Ersatzanspruch aus- 
gleichen; nur dadurch erhält er für sich und die anderen 
den bisherigen Lebensstandard aufrecht. Das entspricht 
dem Prinzip des § 337 ZGB. Deshalb ist von dem durch 
die Pflegebedürftigkeit unvermeidbaren Einkommensver- 

■ lust auszugehen.1 11

Ist umgekehrt ein Familienmitglied einem anderen ge­
genüber persönlich zivilrechtlich materiell verantwort­
lich, dann schränkt dieser Umstand objektiv seine Lei­
stungsfähigkeit ein. Der Familienhaushalt wird mittelbar 
belastet, während die Unterhaltsleistungen an die Berech­
tigten, die in anderen Familienhaushalten versorgt wer­
den, grundsätzlich gleich bleiben. Insoweit trägt die Fa­
miliengemeinschaft bestimmte Risiken und Lasten ihrer 
Angehörigen mit.

Entstehung und Beendigung von Rechtsbeziehungen 
gemäß § 12 FGB

Die als Aufwendungen gemäß § 12 FGB bezeichneten Be­
ziehungen können schrittweise entstehen bzw. beendet 
werden. Bei einer Eheschließung fehlt häufig noch die ge­
meinsame Wohnung. Die ökonomischen Beziehungen zwi­
schen den Ehegatten beschränken sich deshalb zunächst 
auf das gemeinsame Planen, Sparen und Anschaffen von 
Gebrauchsgegenständen. Die gemeinsame Konsumtion ist 
eingeschränkt. Wohnen die Ehegatten dann zusammen, 
kann eine zeitweilige Trennung aus beruflichen oder an­
deren Gründen die Umverteilungsvorgänge der beider­
seitigen Mittel einschränken. Das gilt auch, wenn Kinder 
zeitweilig außerhalb des ehelichen Haushalts leben, ohne 
daß Unterhaltsrechtsverhältnisse zu begründen sind, so 
z. B. bei der Unterbringung in einem Internat während 
der Ausbildung. All das führt zu Veränderungen im Um­
fang und im Verhältnis der Sach-, Geld- und Arbeitslei­
stungen zueinander.

Beabsichtigt ein Partner, die ehelidie Gemeinschaft 
nicht fortzusetzen, so löst er sich mitunter schrittweise 
aus der Haushaltsgemeinschaft, z. B. indem er zeitweise 
auszieht oder sich nur noch teilweise versorgen läßt. Von 
einer Trennung i. S. des § 17 FGB kann erst dann gespro­
chen werden, wenn a l l e  wirtschaftlichen Bindungen 
gelöst wurden. Verbleibt der Partner in der Wohnung, 
müssen auch die räumlichen Bereiche vertraglich getrennt 
sein.

Die vorzeitige Aufhebung der Eigentumsgemeinschaft 
der Ehegatten (§ 41 FGB) beendet — sofern sie weiter in 
einem Haushalt Zusammenleben — nicht die Rechtsbezie­
hungen nach § 12 FGB, sondern verändert diese nur in­
soweit, als die Geldleistungen nicht mehr Beträge für ge­
meinsame Anschaffungen und Ersparnisse der Ehegatten 
einschließen. Die Geldleistungen beschränken sich viel­
mehr auf die Deckung der Kosten für den laufenden Le­
bensunterhalt aus den nunmehr individuell bleibenden

Einkommen der Ehegatten (vgl. §41 Abs. 2 FGB). Von 
der im übrigen vollständigen Teilung sind diejenigen 
Vermögensteile ausgeschlossen, die erst im Zusammen­
hang mit der Veränderung der Rechtsverhältnisse an der 
Ehewohnung verteilt werden können (Anspruch auf 
AWG-Anteil, Ansprüche aus Wertverbesserungen an der 
Wohnung u. ä.).

Auch volljährige Kinder lösen sich oft schrittweise aus 
dem elterlichen Haushalt. Es gibt Fälle der räumlichen 
Trennung vor der wirtschaftlichen und umgekehrt. So 
kann der Jugendliche innerhalb der elterlichen Wohnung 
ein Untermiet- oder (mit Zustimmung des Vermieters und 
dem zuständigen Wohnraumlenkungsorgan) ein Teil­
hauptmietverhältnis über bestimmte ihm allein zuste­
hende Räume begründen, aber noch von den Eltern ver­
pflegt werden. Es kann aber auch sein, daß er sich im 
vollen Umfang selbst versorgt und über sein Einkommen 
allein verfügt, jedoch noch bei den Eltern wohnt und des­
halb zu den Kosten des gemeinsamen Wohnens (Miete, 
Energie usw.) beizutragen hat.

Im Zusammenhang mit der Eheschließung eines voll­
jährigen Kindes kann es zur Verbindung zweier Rechts­
verhältnisse nach § 12 FGB kommen, wenn das junge 
Ehepaar zeitweilig weiter bei den Eltern eines Ehegatten 
wohnt, ohne daß sie ein zivilrechtliches Untermietver­
hältnis über abgetrennte Teile der Wohnung begründen 
und ohne daß sie ihren Haushalt vollständig selbst ge­
stalten. Das Kind leitet sein Mitnutzungsrecht an der 
Wohnung von den Eltern ab und überträgt es mit deren 
Zustimmung weiter auf seinen Ehegatten. Die Eltern kön­
nen von ihrem Kind eine entsprechende Beteiligung an 
den insoweit entstehenden Aufwendungen fordern, weil 
es zu den Verpflichteten nach § 12 FGB gehört. Bei län­
ger dauernden Wohngemeinschaften empfiehlt es sich zur 
Vermeidung bestimmter Schwierigkeiten, solche Fragen 
auf der Grundlage eines zivilrechtlichen Vertrags zu re­
geln und damit die Haushalte von jung und alt klar ab­
zugrenzen.
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